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(Nr. 1230.) Allerhöchſter Erlaß, betreffend die Generalſtabsſtiftung. Vom 21. März 1878. 


Al Ihren Bericht vom 15. März d. J. will Ich hierdurch mit der Mir durch 
das Geſetz vom 31. Mai 1877, betreffend die Verwendung eines Theils des 
Reingewinns aus dem von dem großen Generalſtabe redigirten Werke „der 
deutſch⸗franzöſiſche Krieg 1870/71“ (Reichs⸗Geſetzbl. S. 523), zur Verfügung 
geftellten Summe von dreihunderttauſend Mark eine Stiftung begründen, deren 
Erträge die Beſtimmung haben, im Intereſſe des Generalſtabes des deutſchen 
Heeres zur Förderung militärwiſſenſchaftlicher Zwecke und zu Unterſtützungen 
verwendet zu werden. Ich verleihe dieſer Stiftung auf Ihren Antrag den Namen 
„„Generalſtabsſtiftung“ und ertheile dem anliegenden Statut derſelben hierdurch 
Meine Genehmigung. Dieſe Meine Order und das Statut der Stiftung ſind 
/ durch das Reichs⸗Geſetzblatt zu veröffentlichen. 


Berlin, den 21. März 1878. 


(IL. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. v. Kameke. 


An den Reichskanzler und den Kriegsminiſter. 


Reichs ⸗Geſetzbl. 1878. 7 
Ausgegeben zu Berlin den 16. April 1878. 
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Statut 


der 
Generalſtabsſtiftung. 


(Geſetz vom 31. Mai 1877, Reichs ⸗Geſetzbl. S. 523.) 


§. 1. 
Die Stiftung führt den Namen: 
„Generalſtabsſtiftung “. 


Sie hat ihren Sitz in Berlin und ihren Gerichtsſtand bei dem Berliner 
Stadtgericht. 92 


Zweck der Stiftung iſt: 
durch Verwendung der Erträge des Stiftungsvermögens 
a) im Intereſſe des Generalſtabes der preußiſchen, bayeriſchen, ſächſiſchen 
und württembergiſchen Armee militärwiſſenſchaftliche Zwecke zu fördern, 
b) unbemittelten und ſtrebſamen Offizieren und Beamten des Generalſtabes 
der genannten Armeen in ihrem Berufe fortzuhelfen und ihnen bezw. 
ihren Hinterbliebenen bei unverſchuldeten Verluſten, Krankheiten und 
Unglücksfällen zeitweilige Unterſtützungen zu gewähren, auch geeigneten⸗ 
falls in gleicher Weiſe ſolche Perſonen, die im Generalſtabsdienſte ihre 
Geſundheit geopfert haben, zu berüdfichtigen. 
Zu dem unter lit. b bezeichneten Zwecke darf höchſtens ein Drittel der 
Stiftungseinkünfte verwendet werden. 


3: 

Die Stiftung wird durch den Chef des Generalſtabes der preußiſchen 
Armee verwaltet, dem zu dieſem Zwecke eine Kommiſſion unter dem Namen: 
„Verwaltungskommiſſion der Generalſtabsſtiftung“ zur Seite ſteht. Der Chef 
des Generalſtabes beſtimmt die Zuſammenſetzung dieſer Kommiſſion und ernennt 
deren Mitglieder. 

Die Verwaltung der Stiftung erfolgt unentgeltlich. 


F. 4. 
Das Stiftungsvermögen, welches aus der durch das Geſetz vom 31. Mai 
10 überwieſenen Summe von 300 000 Reichsmark gebildet wird, iſt an⸗ 
zulegen: 
1. in zinstragenden Schuldverſchreibungen des Reichs oder eines Bundes⸗ 
ſtaats, bezw. in ſolchen Schuldverſchreibungen, deren Verzinſung 
vom Reich oder einem Bundesſtaat geſetzlich garantirt it; 
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2. in ſolchen Schuldverſchreibungen deutſcher kommunaler Korporationen 
(Provinzen, Kreiſe, Gemeinden), in welchen nach Maßgabe des in 
Preußen geltenden Rechts das Vermögen bevormundeter Perſonen 
angelegt werden darf 

3. in Hypotheken auf Grundſtücke zu pupillariſcher Sicherheit. 

Die Anlegung der Gelder erfolgt durch das Königlich preußiſche Kriegs⸗ 
miniſterium auf Antrag des Chefs des Generalſtabes der Armee bezw. der Ver⸗ 
waltungskommiſſion. 

Die geldwerthen Dokumente und der Baarbeſtand des Stiftungsvermögens 
werden bei der General⸗Militärkaſſe in Berlin aufbewahrt. 


§. 5. 


Der Chef des Generalſtabes der preußiſchen Armee entſcheidet nach An⸗ 
hörung der Verwaltungskommiſſion über die beſtimmungsmäßige Verwendung 
der Erträge des Stiftungsvermögens, insbeſondere darüber, ob und in welcher 
Höhe militärwiſſenſchaftliche Arbeiten, mit denen nicht nur Generalſtabsoffiziere, 
ſondern auch andere Offiziere des Reichsheeres betraut werden können, durch 
Beihülfen zu fördern, ob werthvolle Manuſkripte, Bücher oder Kartenſamm⸗ 
lungen ꝛc. für die Bibliotheken des Generalſtabes anzukaufen und inwieweit 
Unterftügungen im Sinne des $. 2b zu gewähren find. 

Für die Verfügung über die Stiftungseinkünfte iſt, vorbehaltlich der im 
letzten Satze des $. 2 angeordneten Einſchränkung, in erſter Reihe das innerhalb 
der Geſammtheit der deutſchen Militärkontingente hervorgetretene Bedürfniß 
maßgebend, jedoch iſt dabei das Verhältniß der Stärke der einzelnen Kontin- 
gente thunlichſt zu berückſichtigen. 

Stiftungseinkünfte, welche im Laufe des betreffenden Jahres nicht zur 
Verwendung gelangt ſind, werden den Einkünften der folgenden Jahre zu⸗ 
gerechnet. 

$. 6. 


Ueber die Anlegung des Stiftungsvermögens und über die Verwendung 
der Stiftungseinkünfte wird alljährlich — ſo lange der Generalſtab keine ſelb⸗ 
ſtändige Kaſſenverwaltung hat — von der Königlich preußiſchen General⸗ 
Militärkaſſe Rechnung gelegt, deren Abnahme durch das Königlich preußiſche 
Kriegsminiſterium erfolgt. 

Die Rechnungen unterliegen der Reviſion des Rechnungshofes des 
Deutſchen Reichs. 

9. 5 


Der innere Geſchäftsgang bezüglich der Verwaltung des Stiftungsver⸗ 
mögens wird von dem Chef des Generalſtabes der preußiſchen Armee geregelt. 
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(Nr. 1231.) Bekanntmachung, betreffend die Ernennung von Bevollmächtigten zum Bundes⸗ 
rath. Vom 15. April 1878. 


Au Grund des Artikels 6 der Verfaſſung ſind von Seiner Majeſtät dem 
Kaiſer, Könige von Preußen 
der Staatsminiſter und Miniſter des Innern Graf zu Eulen burg 
und 
der Staats⸗ und Finanzminiſter Hobrecht 
an Stelle der aus dem Amt geſchiedenen Staatsminiſter, 


des Vizepräſidenten des Staatsminiſteriums, Finanzminiſters 
Camphauſen 


und 
des Miniſters des Innern Grafen zu Eulenburg 
zu Bevollmächtigten zum Bundesrath ernannt worden. 
Berlin, den 15. April 1878. 


Der Reichskanzler. 
v. Bismarck. 


Herausgegeben im Reichskanzler⸗ Amt. 
Berlin, gedruckt in der vormaligen Geheimen Ober ⸗Hofbuchdruckerei (unter Neichsverwaltung). 


